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Die Basler Regierung nimmt normalerweise für sich in Anspruch, sachlich und transparent zu 
kommunizieren. Was im Vorfeld zu dieser Abstimmung vom Ressort „Schulen" des ED gemacht 
wurde, kann diese Anforderung wohl nicht erfüllen. 

An der Leitungsausschusssitzung vom 25.4.08 wurde der Beschluss gefasst, den Abstimmungskampf 
mit einer gesteuerten Leserbriefaktion im Sinne des ED zu beeinflussen. Die Rektoren wurden 
bekanntlich angeschrieben und gebeten, schreibwillige Personen zu suchen, welche bereit wären, 
Pro-Leserbriefe zu verfassen und sie der BaZ zu schicken. Zur Entlastung dieser Personen würde 
das ED einen Textentwurf zur Verfügung stellen. Bz und BaZ berichteten über dieses Vorgehen. 

Der Staatsrechtsprofessor Markus Schefer und Prof. Dr. iur. Christian Brückner sind beide der Ansicht, 
dass diese Aktion einer Amtsstelle der sachlichen und transparenten Kommunikation nicht entspricht, 
weil die angepeilte Leserschaft durch ein solches Vorgehen getäuscht würde. 

Dass der zuständige Ressortleiter, Hans Georg Signer, die Aktion seiner Mitarbeiter als üblich 
(BaZ) bezeichnete, fördert den Negativeindruck zur ganzen Affäre zusätzlich. 

Im Zusammenhang mit der zeitgleich statt findenden eidg. Volksabstimmung zur „Maulkorbinitiative" 
wurde von Politologen klar herausgeschält, was zur legitimen Information gehört und was zur 
weniger legitimen Propaganda einer Exekutiven zu zählen wäre. Der zur Diskussion stehende 
Vorfall gehört eindeutig zur letzteren Kategorie. 

Da es sich aber offenbar um ein „übliches" Vorgehen handelt, kann die Angelegenheit - nach 
gelaufener Abstimmung - nicht einfach zur Seite gelegt werden. 

Ich bitte die Regierung deshalb, folgende Fragen zu beantworten: 

1. Wer genehmigte diese verdeckte Leserbriefaktion und trägt die entsprechende 
Verantwortung?  

2. Hatte der Departementsvorsteher Kenntnis von der Aktion? 

3. Ist es üblich, solche Aktionen auch in den übrigen Departementen durchzuführen? 

4. Wie steht die Gesamtregierung zu diesem Vorfall? 

5. Welche Konsequenzen sind allenfalls vorgesehen? 

Markus Benz 


